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Kirchenrecht 

Analyse des Entwurfs für ein kirchliches Grund­
gesetz: Hoffnungen in ein Aggiornamento des 
Kirchenrechts - Gegensätzliche Bestrebungen -
Wie kann das Konzil effizient werden? - Be­
freiung von der starren Last - Theologische 
Neubelebung - Mehr Freiheit für die Orts­
kirchen - Rückzug auf eine einzige Verfassung -
Ist ein Grundgesetz möglich? - Wie sieht der 
Entwurf aus und was führt Kodifikator Felici 
im Schilde? - Betörende Ornamentik aus dem 
Vatikanum II - Entlarvendes Vokabular - Will­
kürlicher Umgang mit der Tradition - Abfall 
von der Hierarchie der Wahrheiten - Neuzemen­
tierung der Pyramide der Macht - Kodifikation 
des Dogmas - Mystifikation des Rechts -
Episkopen seht zu ! - Der bedrohte Geist fordert 
die Krisis: Unterscheidung • und Entschei­
dung. 

Zeitproblem 

Menschen vor dem Abgrund: Selbstmord, ein 
besorgniserregendes Problem - In Berlin drei­
mal mehr Selbstmorde als Verkehrstote - Tut 
man ebensoviel gegen Selbstmord wie gegen 
den Verkehrstod? - Selbsttötung, das Ende 
einer langen Krankheit - Das Opfer bedarf des 
Schutzes vor sich selbst - Der Schrei nach 
Hilfe - 96% wollen-nicht sterben - Der Über­
druck der gegenwärtigen Belastungen - Erfah­
rungen der Telefonseelsorge - Computer weist 
neue Wege - Selbstmord läßt sich verhüten. 

Sozialökonomie 

Bodenrecht und Wohnbaupolitik in der Markt­
wirtschaft: Wohn-, Bau- und Bodenpreise - Wer 
stoppt ihre Explosion? - Das Los der Mieter -
Erwartungen in eine Wohnbaupolitik - Die 
Offerte der Verstaatlichung - Die Funktion des 

Privateigentums - Mietstopp bezahlt man mit 
verlotterten Wohnungen - Steigerung des Woh­
nungsangebotes - Folgen bei den Bau- und Bau­
landpreisen - Der Staat macht das Festhalten am 
Boden zu einem steuerlichen Geschäft - Ein 
praktikables Maßnahmenbündel - Objektsub­
ventionierung - Sondersteuer für unbebautes 
Bauland - Einbezug des Bauerwartungslandes -
Gewinnsteuer bei Bodenverkäufen - Der Steuer­
ertrag soll den Gemeinden zur Erschließung 
neuen Baulandes dienen. 

Biographie 

Dietrich Bonhoeffer: Eberhard Bethges Bio­
graphie in dritter Auflage - Wer bisher nur 
Bonhoeffers Werke las, entdeckt neue Zusam­
menhänge -Bereicherung für die theologische 
Forschung - Bonhoeffers Engagement als Theo­
loge, Christ und Zeitgenosse. 

EIN GRUNDGESETZ DER KIRCHE? 
Gegen einen bedrohlichen Anschlag auf das Konzil 

Seit einigen Wochen liegt den einzelnen Bischöfen und Weih­
bischöfen ein «bereinigter» Entwurf für ein Verfassungs- oder 
Grundgesetz der Kirche vor, das «für alle künftigen Gesetze 
der Kirche maßgebend » sein soll. Offiziell ist der Entwurf ge­
heim, aber schon die frühere Fassung gelangte ab April vorigen 
Jahres an die Öffentlichkeit. Die kritische Prüfung schlug vor­
erst keine großen Wellen. Inzwischen hat sich in der Stadt mit 
der ältesten kanonistischen Tradition des Abendlandes, in 
Bologna, unter der Ägide des dortigen Wissenschaftlichen Insti­
tuts für Kirchen- und Religionsgeschichte (Istituto per le scien­
ce religiose) ein Kreis von Fachleuten der Theologie, des Kir­
chen- und des zivilen Verfassungsrechts zusammengefunden. 
In einem gründlichen Dossier, auf das wohl noch zurückzu­
kommen sein wird, wurde der gesamte Text mit den Dokumen­
ten des Zweiten Vatikanischen Konzils verglichen, und zwar 
bis ins Detail des Vokabulars, das man einer elektronischen 
Untersuchung unterzogen hat. Auf dem Hintergrund dieser 
gewissenhaften Arbeit ist der folgende Alarmruf zw. verstehen. 
Der Verfasser Giuseppe Alberigo ist Professor für Kirchenge­
schichte und Direktor des genannten Institutes. Seine wissen­
schaftlichen Arbeiten umfassen die Geschichte der mittelalter­
lichen und der neuzeitlichen Ekklesiologie, vor allem rund um 
die Fragen der bischöflichen Kollegialität.* Er ist somit wesent-

* Z.B. G. Alberigo, Cardinalatô e collegialità, studi sull'ecclesiologia tra 
FXIe il XIV secólo, Firenze 1969 (Valecchi Editore). Das italienische Ori­
ginal unseres Beitrags erschien in «Humanitas», Bologna 4/1971. 

lieh in der großen kirchlichen Tradition verwurzelt. Deshalb 
argumentiert er auch grundsätzlich von daher, wenn er das 
Unerhörte am neuesten römischen Unterfangen bloßlegt. Zu­
gleich zeigt er, welche Hoffnungen, die manche in das Projekt 
setzten, zerstört werden und welche grundlegende Verfäl­
schung des Konzils man im Schilde führt. Die deutsche Über­
setzung sowie die Untertitel, Hervorhebungen und Anmer­
kungen stammen von uns. Die Redaktion 

Die Reform des kirchlichen Gesetzbuches (CIC) wurde im 
Januar 1959 zugleich mit der römischen Synode und der Ein­
berufung des ökumenischen Konzils vonPapst Johannes XXIII . 
angekündigt; erst gegen Ende seines Pontifikates ernannte 
Johannes XXIII . auch die Kommission für die Revision des 
Kodex (am 28. Marz 1963). 

Die Wünsche zur Erneuerung des Kirchenrechts 

Dieser Entscheid, der übrigens einem wirklichen Bedürfnis 
entsprach, löste eine ganze Reihe von Überlegungen von zum 
Teil höchst interessanten Gesichtspunkten aus, die aber auch 
an recht heikle Probleme rührten. Kreise von Theologen oder 
auch Kirchenrechtlern verfehlten nicht, einen gewissen Druck 
auszuüben, denn sie waren der Meinung, daß jetzt, wo die An­
kündigung des Konzils eine Erneuerung der Kirche mächtig 
anstieß, auch eine Erneuerung des Kirchenrechts fällig war. 
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Was verstand man unter Erneuerung des Kirchenrechts? 
Man wünschte zum Beispiel eine größere Elastizität des Kir­
chenrechts im Hinblick auf die Tradition der angelsächsischen 
Länder; das Kirchenrecht sollte sich in seinem Aufbau weniger 
an das Modell der europäischen bürgerlichen Gesetzbücher 
halten, dafür aber die konkrete Erfahrung des Lebens der Kir­
che stärker berücksichtigen. Man forderte auch eine größere 
Sensibilität für die Theologie, für den Glauben, für die doch 
zutiefst religiöse Eigenart der Kirche als Gemeinschaft der 
Gläubigen. Das waren wichtige AnHegen, denen man seine 
Zustimmung kaum verweigern konnte ; es waren die Jahre, 
in denen man mit Vehemenz gegen die exzessive Verrecht­
lichung der Kirche anging, und diese Thesen schienen auf der 
Linie einer Reduktion der in der katholischen Kirche vom 
Recht ausgeübten Vorherrschaft zu hegen. 

G e g e n s ä t z l i c h e B e s t r e b u n g e n 

In Wirklichkeit Hefen die Dinge in einer grundlegend entge­
gengesetzten Richtung. Heute zielt das Unterfangen auf eine 
Stärkung des Kirchenrechts, eines Kirchenrechts, das sich heU-
hörig für die Theologie und der innersten Struktur der Kirche 
angepaßter gibt; in dieser Prospektive verficht der gegenwär­
tige Präsident der Kommission für die Revision des kirchlichen 
Gesetzbuches, Kardinal Felici, die Ansicht, daß das neue Ge­
setzbuch nicht mehr der traditioneUen Einteilung der (zivilen) 
Gesetzbücher folgen dürfe : Personen, Gemeinschaften, Sachen 
usw., sondern sich - entsprechend den drei Ämtern Christi -
in das Priesteramt, Königsamt und Prophetenamt ausgliedern 
müsse. Dementsprechend wurde das Kirchenrecht nicht im 
Sinne einer Beschränkung des der kirchhchén Gesetzgebung 
zugebilHgten Raumes neu überdacht, wodurch, wenigstens in 
seinen HauptHnien, das Kirchenrecht dem Leben der Kirche 
untergeordnet worden wäre, sondern viel eher im Sinn einer 
Umgestaltung, durch die es dieselbe oder vieüeicht sogar eine 
größere Bedeutung erlangen könnte als bisher. 

Der Absicht Johannes' XXIII . entsprach das keineswegs: 
Wenn er auf die Frage der Erneuerung des Kirchenrechts zu 
sprechen kam, wünschte er ausdrücklich eine Angleichung - so 
lauten seine gewohnten Worte - , eine Erneuerung des Kirchen­
rechts entsprechend den Erfordernissen unserer Zeit in Konti­
nuität mit der bisherigen Gesetzgebung. 

Planung und Beweggründe für ein «Verfassungsgesetz» 

Demgegenüber ist in der Ansprache Pauls VI. vom 20. Novem­
ber 1965 an die Revisionskommission erstmals die Rede von der 
Wünschbarkeit eines Gesetzbuches, das eine Verfassung der 
Kirche enthält («codicem ius constitutivum ecclesiae conti-
nentem»), also ein Grundgesetz der Kirche. Damit war das 
Startsignal für einen ganzen Planungsmechanismus gegeben.' 
Am 26. JuH 1966 wird (dem «Coetus centraHs» der Konsulto­
ren) eine erste provisorische Fassung, im April 1967 eine zweite 
vorgelegt. Vollends deutlich wird die Absicht durch die Ein­
setzung einer Spezialkommission (innerhalb der allgemeinen 
Kommission für die Kirchenrechtsreform), deren Aufgabe die 
Erarbeitung des «Grundgesetzes» (lex fundamentahs) ist. Im 
Oktober 1967 wird für das Bestreben, als Einheitsgrundlage der 
beiden getrennten Gesetzbücher für die West- und Ostkirche 
eine einzige Verfassung zu erarbeiten, die generelle Zustimmung 
der Bischofssynode erbeten, und man bekommt sie auch, oh­
ne daß auf das Projekt näher eingegangen worden wäre.1 

Im Oktober 1969 verkündete Kardinal FeHci, daß die Redak­

tion nach einem dritten und vierten Entwurf abgeschlossen sei 
und nunmehr der Kardinalskommission für die Reform des 
Kodex sowie der Glaubenskommission und der internationalen 
Theologenkommission zugesteUt werde. Diesem Entwurf ist 
eine recht weitläufige Relation des belgischen Kanonisten 
G. Onclin beigefügt. Den Bischöfen wurde nun endHch, am 
10. Februar, eine da und dort nachgebesserte Fassung (textus 
secundus) zugeschickt mit dem Bemerken, daß die «Lex» (das 
Grundgesetz), falls sie gebilligt werde, «die theologische.und 
rechtiiche Grundlage der künftigen Gesetze der Kirche» dar-
steüen werde. 
Eine Vielfalt von Beweggründen bestimmte dieses ganze Vor­
gehen. Ich fasse sie ganz kurz zusammen, möchte aber darauf 
hinweisen, daß ein jeder bedeutungsvoU ist. Da gab es vor 
aUem den weitverbreiteten Wunsch, die theologischen und vor 
aüem die ekklesiologischen Grundsätze, die das Vatikanum II 
gebilligt hatte, auch im Bereich der Gesetzgebung durch eine 
Verfassung der Kirche zu bekräftigen, die das, was in den wich­
tigsten Konzilsdokumenten enthalten war, synthetisch zusam­
menfassen würde, so daß von da ab die gewöhnHche Gesetz­
gebung sich nach diesen Grundzügen ausrichten müßte. Da 
gab es ferner die Hoffnung vieler, daß eine kurze, für die ganze 
Kirche gemeinsame Verfassungscharta das geeignete Instru­
ment sein werde, um die Repression, mit welcher die institutio-
neUe Kirche das spontane christliche Leben an der Basis erstickt, 
ein für allemal zu brechen. Für dringlich erachteten es auch 
viele, die konkreten, voneinander so andersartigen Situationen, 
die es in den verschiedenen Gegenden und Ortskirchen nun 
einmal gibt, von der lähmenden Last einer Einheitsgesetz­
gebung (wie es der CIC war) zu befreien. SchHeßHch dachte 
man, daß es für eine Wiedervereinigung der nichtkathoHschen 
christHchen Kirchen mit Rom eine Erleichterung bedeuten 
könnte, wenn auf höchster Ebene eine einheitiiche Rechtsnorm 
und darunter für die einzelnen Kirchen größte Verhaltensfrei­
heit bestünde. Und ein Letztes : Viele, vor allem Juristen, hoff­
ten, daß sich die Kirche in der schwierigen Konfrontation mit 
der modernen Welt endHch auch eine Verfassung geben werde, 
da ja jetzt nicht nur Republiken, sondern auch Königreiche 
eine Konstitution besitzen. 

Anlehnung an das Konzil ? 

Der nunmehr redigierte Entwurf weist 95 Satzungen (Canones) 
oder Artikel auf und ghedert sich in drei Hauptteile: 
Der erste Teil trägt die Überschrift: «Die Kirche oder das Volk 
Gottes », der zweite handelt von den Ämtern der Kirche, und 
der dritte bezieht sich auf das Verhältnis der Kirche zur mensch-
Hchen GeseUschaft. Die Thematik nimmt in auffallender Weise 
die des Vatikanum II wieder auf: das Volk Gottes, die Hierar­
chie der Kirche, die Kirche und die Welt. Die beiden ersten 
Teile decken sich also grundsätzHch mit der Thematik, die im 
zweiten und dritten Kapitel von «Lumen Gentium» (der 
Konstitution über die Kirche) entwickelt wird, während der 
letzte Teil dazu bestimmt zu sein scheint, die Ideen der Pasto­
ralkonstitution «Gaudium et Spes» (über die Kirche in der 
Welt) aufzunehmen. Tatsächlich finden wir im Text eine unun­
terbrochene Reihe von Zitaten aus den Konzilsdokumenten, 
insbesondere aus «Gaudium et Spes». Man glaubt also zu­
nächst eine Arbeit vor sich zu haben, welche die grundlegen­
den Prinzipien des Vatikanum II in Ausdrücke des Kirchen­
rechts überträgt. 
In WirkHchkeit bemerkt man schon bald, daß aUe diese Zitate 
aus dem Vatikanum II eigentlich nur Hterarischer Art sind ; sie 

1 Die Bischofssynode bekam weder einen Entwurf zu Gesicht - die zweite 
Fassung des Schemas war der 68köpfigen Vollkommission der Kardinäle 
damals noch nicht vorgelegt worden - noch wurde sie zur Frage nach Sinn 
und Opportunität eines eigenen Grundgesetzes für die Kirche befragt, 
obwohl jene Synode sich mit den Grundlinien einer Reform des kanoni­
schen Rechts zu befassen hatte. 

Im Oktober 1969 (als wiederum in Rom eine Bischofssynode tagte) ver­
kündete Kardinal Felici, daß man - nach einem dritten und vierten 
Schema - mit der Redigierung des Textes zu einem Abschluß gelangt sei 
und daß dieser fertige Textentwurf (textus prior) nunmehr der Kardinals­
kommission vorgelegt werde. 
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wollen den Text verschönern, und zwar nur der grundsätzHchen 
Einstellung gemäß, welche die Redaktionsarbeiten des Ent­
wurfs geleitet und inspiriert hat: der Grundhaltung - man 
merke auf! - einer souveränen Freiheit gegenüber aUem, was 
es bisher in der Kirche gąb,! gegenüber jeglichem Dokument 
des Lehramtes, einschließlich der Dokumente des Vatikanum II. 
Es handelt sich dabei um eine anmaßende und schrankenlose 
Freiheit, dergemäß die Redaktoren, wenn es ihnen gut schien, 
das Vatikanum II wörtlich zitierten, aber auf Grund des glei­

chen Gutdünkens auch andere Konzilien, zum Beispiel das. 
Vatikanum I, abschrieben, ferner einfach Paragraphen aus dem 
alten Kirchenrecht wiederholten oder schHeßHch kurzerhand 
«ex novo» (ohne jede QueUe) formulierten, was ihnen eben 
beliebte. ­

Vorfragen und Vorentscheidungen 

Hier dürfte es angebracht sein, auf die Fragen, die in bezug auf 
die «Lex» am Anfang behandelt wurden, hinzuweisen. Wir 
folgen dabei der Einführung (Relatio), mit der Onclin den Ent­

wurf erklärt. Am Anfang dieser Relatio findet man eine mehr­

seitige Darlegung; die aUgemeinen Erwägungen gewidmet ist, 
die sich innerhalb der Redaktionskommission im Laufe ihrer 
Diskussionen ergaben. Sie gruppieren sich um fünf Hauptfra­

gen: Ob es angebracht und überhaupt möglich sei, eine «Lex» 
zu formulieren, ob man eine provisorische oder eine definitive 
«Lex» erarbeiten soUe, wie man das Dokument benennen 
soUe, welcher Art ­ vorwiegend theologisch oder iuridisch ­

der Text sein solle. EndHch: Ob es nur Normen göttlichen 
Rechts oder auch solche kirchlichen Rechts enthalten müsse. 
Es ist zu beachten, in welchem Sinn die erste Frage (nach der 
Opportunität und MögHchkeit einer «Lex» ­ immer nach der 
Relation OncHn) diskutiert wurde. Tatsächlich wurden, so 
scheint es, die hier ins Spiel kommenden Fragen auf zwei redu­

ziert: 
Erstens, ob es angebracht sei oder nicht, ein einziges Grund­

gesetz zu schaffen, das die Prinzipien der Gesetzgebung der 
abendländischen Kirche zugleich mit denen der Ostkirche zum 
Ausdruck bringe. 
Zweitens, ob eine solche «Lex» die Weiterentwicklung der 
Ökumene aUenfaUs hemmen könnte. Nichts deutet in der Er­

klärung OncHns daraufhin, daß in den Diskussionen der Kom­

mission irgendwelche Einwände aufgetaucht wären, die die 
Vorentscheidungen in Frage gestellt hätten. In seiner Beantwor­

tung der beiden obgenannten. Punkte geht OncHn nämHch von 
dem Prinzip aus, daß «die Abfassung einer < Lex > zwar schwie­

rig, aber nicht unmögHch» erscheine, und er behauptet, es 
gebe für die lateinischen und orientalischen Kirchen ein ge­

meinsames Erbe, vor allem hinsichtlich der gottgesetzten 
Struktur (structura divina) der Kirche. SchHeßHch führt er an, 
daß eine Klärung der grundlegenden katholischen Ekklesiolo­

gie nicht nur für die Ökumene unschädlich sei, sondern jenen 
wahren Ökumenismus fördern werde, der sich nicht auf Zwei­

deutigkeiten und ungelöste Fragen stütze. 
Unmittelbar anschHeßend befaßt sich der Bericht Onclin mit 
dem Problem, ob die «Lex» nicht provisorischen Charakter haben 
könnte. 
Der Berichterstatter weist unbeugsam jede Eventualität einer 
provisorischen «Lex» zurück, und zwar mit dem Argument, 
ein Grundgesetz könne gar nicht provisorisch sein, dies wäre 
ein begrifflicher Widerspruch : Ein Gesetz ist ein Grundgesetz, 
weil es die unveränderlichen Prinzipien enthält; folgHch kann 
es nicht provisorisch sein. 
Zwischen den wenigen Zeilen, die der Onclin­Bericht dieser 
Frage widmet, kommen für den aufmerksamen Leser nun aber 
doch einige grundsätzHche Einwände hinsichtHch der Oppor­

tunität zum Vorschein. Sie stammen aus Kreisen, die diese 
Frage für den jetzigen Zeitpunkt stellen. Wir stehen ja in der 

Kirche offensichtlich in einer Zeit des Übergangs, und so könn­

te schon in fünf oder zehn Jahren ein günstigerer Augenblick 
kommen. Von einem gewissen Interesse ist auch die Auf klä­

rung, die uns über den Titel dieses Dokumentes gegeben wird. 
Onclin zufolge gab es zwei Titelvorschläge: «Codex» oder 
«Lex» (ecclesiae fundamentalis), also «Gesetzbuch» oder 
«Verfassung» (Grundgesetz). Der Entscheid fiel zugunsten 
des zweiten Vorschlags, weil in der zivilen GeseUschaft Nor­

men dieser Art so unterschieden werden. Daraus geht hervor, 
daß es sich bei dem ganzen Unternehmen um einen grobschläch­

tigen und naiven Versuch handelt, das moderne Verfassungs­

wesen mit mehr als hundert Jahren Verspätung einzuholen. 
Zur Frage, ob die «Lex» vorherrschend juridischen oder theo­

logischen Charakter haben soUe, hat man sich für einen Text 
entschieden, der, bei aller Verkündung theologischer Prin­

zipien, im Inhalt dem juridischen Aspekt den Vorrang gibt. In 
der Tat haben die Prinzipien theologischer Natur dazu zu die­

nen, daß daraus juridische Normen abgeleitet werden, die bin­

dende Kraft haben sollen. 
Bei der letzten Frage ging es darum, ob die « Lex » nur Normen 
göttlichen Rechts oder auch solche kirchlichen Rechts enthal­

ten solle. Die Kommission entschied sich dafür, daß die «Lex» 
Normen sowohl der einen wie der andern Art enthalten soUe, 
da sich nun mal die Struktur der Kirche entwickelt hätte und 
man auch der Tradition und der Geschichte Rechnung tragen 
müsse. Auf diesem Weg gelangte man zu dem Punkt, wo sich 
die absolute Befugnis in der Abfassung, von der schon die Rede 
war, rechtfertigen läßt. 
Im Licht von aU dem erscheint die programmatische Ankündi­

gung immer mehr entscheidend, die Paul VI. im Jahre 1965 
machte, als er die Frage aufwarf, ob nicht die Zeit gekommen 
sei, ein «gemeinsames und grundlegendes Gesetzbuch zu er­

stehen, welches das Verfassungsrecht der Kirche enthalten wür­

de».2 

Läßt sich «Gemeinschaft» kodifizieren? 

Mir scheint, daß man für die eigentliche und unmittelbare In­

spiration auf die «Nota praevia» zum 3. Kapitel der dogmati­

schen Konstitution der Kirche zurückgehen muß, und zwar 
ganz besonders auf jenen Absatz (§ 2), in welchem diese Nota 
von einer kodifizierten Gemeinschaft spricht,3 das heißt also von 
einer Übertragung der fundamentalen Dimension des religiösen 
Dokumentes auf das juridische Gebiet. Mit diesem Ausdruck, 
der keinerlei Berührungspunkt mit dem Geist und der Sprache 
des Vatikanum II hat, wurde man auf das Problem gestoßen, 
ob die WirkHchkeit der Kirche als Gemeinschaft und somit als 
Geheimnis überhaupt Gegenstand einer Kodifikation werden 
könne. An dieser Stelle müssen wir hinter den jetzigen Ent­

wurf zurückgehen und die Probleme analysieren, die schon der 
bloße Versuch, einen solchen Text zu entwerfen, aufwirft. Zu­

nächst geht es um die entscheidende Kernfrage, von der alles 

2 Vgl. Acta Apóstolicae sedis 57/1965/985. Man beachte auch das genaue 
Datum: 20. November. Tags daraufmachte sich der Papst vor dem Kon­
zil die Interpretation der «Nota praevia » zum Hierarchiekapitel der Kirche 
zu eigen. Die «Nota» war am 16. November den Vätern von Kardinal 
Felici bekanntgemacht worden. 
3 Im Text der «Nota» ist allerdings ein abschwächendes «velut» (sozu­
sagen) eingefügt. Der ganze Satz lautet: «Offenkundig ist diese (Gemein­
schaft) (communio) im Leben der Kirche den Zeitumständen gemäß schon 
in Übung gewesen, bevor sie im Recht sozusagen kodifiziert worden ist. » 
Vgl. dazu den Kommentar von J. Ratzinger im Konzilsband I des LThK, 
Seite 3 5. Im Kontext ist davon die Rede, warum die Kommission den Aus­
druck «communio» in «communio hierarchica» abgeändert hat. Ratzin­
ger erwähnt, diese Änderung sei dem Sprachgebrauch der Tradition fremd, 
habe aber zum Ziel, die Sprache der Tradition wieder verständlich zu 
machen, nämlich «den altkirchlichen <communio)­Begriff möglichst deut­
lich als die grundlegende Rechts­ und Seinsgestalt der Kirche für immer 
und so auch für heute zur Geltung zu bringen ». 
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übrige abhängt : Im Zweiten Vatikanum und gerade in ihm hat 
die kathoHsche Kirche den Primat Christi über die Kirche wieder 
entdeckt, der durch nichts zu ersetzen ist. Wie ist es da mög-
Hch, auch nur auf den Gedanken zu kommen, daß sich die 
Christen ein Grundgesetz geben könnten, das nicht Christus 
selber ist? Wie könnten Christen sich ein Gesetz geben, das 
nicht identisch wäre mit der elementaren Aussage: «Jesus ist 
der Christus», zu der sie sich durch die Jahrhunderte, selbst 
um den Preis des Martyriums, bekannt haben? Welchen Sinn 
hat es für die Kirche, vor dem Hintergrund dieser Erkenntnis 
von einer «Verfassungsnorm» zu sprechen? 

Wo bleibt das Mysterium ? 

Der Fachausdruck «Verfassung» (Grundgesetz) bezeichnet in 
der Geschichte der letzten hundert Jahre ein Bündel von Nor­
men, das eine Gruppe von Leuten nach voUendeter Revolution 
entwirft, um das Zusammenleben in seinen Grundelementen 
zu regeln. Aber für die Kirche ist aU dies Christus selber : Nicht 
dadurch, daß die Christen sich zusammentun, um die Kirche zu 
machen, entsteht eine Gemeinde, sondern dadurch, daß der Va­
ter durch den Geist des Sohnes die Seinen zusammenruft. Ge­
nau daraufhat das Konzil hingewiesen, als es vom « Mysterium » 
der Kirche, das heißt von ihrer inneren WirkHchkeit, sprach. Es 
ist kein Zufall, daß der Entwurf der «Lex» zwar lang und breit 
aus der Konstitution « Lumen Gentium » zitiert, aber kein ein­
ziges Mal aus deren erstem Kapitel: Das Mysterium der Kirche. 
Tatsächlich ist ja das Mysterium der Kirche ganz genau das, was 
mit dem anmaßenden Vorhaben einer juridischen FormuHe-
rung unvereinbar ist. All das versteht man besser, wenn man 
sich in Erinnerung ruft, wie in der kathoHschen Kirche bis zum 
Vorabend des Zweiten Vatikanums, das heißt bis zu den sech­
ziger Jahren, die VorsteHung einer Pyramide als Leitbild in der 
Kirche vorherrschte : an der Spitze der Papst, dann die Bischöfe, 
die Priester und die Getauften. Versetzt man sich in diese Per­
spektive einer wesentlich vertikalen und hierarchisch gestuften 
Konzeption der Kirche, dann läßt sich auch denken, daß sich 
eine solche Kirche in der Sprache und den Strukturen des 
Rechts äußert. Trotzdem kam gerade in den Jahrhunderten, in 
welchen diese Auffassung die bei weitem vorherrschende war, 
niemand auch nur auf die Idee, für die Kirche ein Grundgesetz 
zu verfassen. Die Theologen und Kanonisten wußten nämHch 
stets zwischen zwei grundlegenden WirkHchkeiten zu unter­
scheiden. Die eine nannten sie den « s t a t u s e c c l e s i a e » , die 
andere bezeichneten sie als « s t a t u t a e cc l e s i ae ». Unter «Sta­
tus ecclesiae » verstanden sie ganz genau die Wesens verfassung 
der Kirche, die sich wiederfindet in den EvangeHen und ahen-
falls in den vier ersten aUgemeinen KonziHen, die Gregor der 
Große den vier EvangeHen gegenübersteUte : Nikaia, Konstan­
tinopel, Ephesus und Chalkedon. Sie erwähnten zudem, daß 
sich dieser «status ecclesiae» in keiner Weise auf eine andere 
Ebene übertragen oder neu formuHeren lasse und daß noch 
viel weniger ein Papst daran etwas ändern oder die Christen 
von den ihnen darin aufgebürdeten Lasten dispensieren könne. 
Die «statuta ecclesiae» hingegen waren etwas ganz anderes -
nämHch Kirchengesetze, wie sie nun einmal notwendig sind, 
weil die Kirche nicht aus Engeln, sondern aus Menschen be­
steht, nicht im Himmel, sondern auf Erden lebt. Die Kirche 
bedarf bestimmter Normen, die das konkrete Alltagsleben be­
treffen; aber nie hat man damit den Anspruch verbunden, den 
«status ecclesiae» anzutasten oder zu vereinnahmen. 
Ich wiederhole, nicht einmal in jenen Jahrhunderten, in denen 
ein Kirchenbild vorherrschte, das sich vielleicht noch in Nor­
men juristischer Art hätte übersetzen lassen, kam man je auf die 
Idee, ein Grundgesetz der Kirche zu verfassen. Heute aber, 
nach aU dem, was innerhalb der christhchen Kirchen in den 
letzten zehn Jahren geschehen ist - die Wiederentdeckung der 
Kirche als Gemeinschaft (communio) mit Christus und unter 
Christen als konkretes Unterfangen, um miteinander im Gehor­

sam gegen Christus zur Erlösung zu gelangen - , behauptet man, 
diese Kirche müßte sich eine Verfassung geben. Läuft das nicht 
darauf hinaus, dieser Wiederentdeckung, die sich eben erst aus­
breitet, von Grund auf zu widersprechen, ja sie von innen her 
auszuhöhlen? Man gewinnt den Eindruck, daß man eine groß­
angelegte Mystifikation im Schilde führt. 

M y s t i f i k a t i o n des R e c h t s ? 

Eine so massive Behauptung mache ich nicht etwa auf der Basis 
eines unüberwindlichen Mißtrauens gegenüber jedem Ge­
brauch des Rechtes in der Kirche. Ich bin überzeugt, daß die 
Kirche für gewöhnHch nicht ohne eine konkrete Norm leben 
kann, aber ich denke, daß die Funktion des Rechtes in der 
Kirche wesentlich untergeordneten und sekundären Charakter 
hat. So kann es nicht darum gehen, das Recht quasi z u eiüem 
Sakrament z» machen, wie einige es nahelegen, sondern das Recht 
an seinem Platz zu belassen. Vergegenwärtigen wir uns, was 
die Konstitution « Lumen Gentium » in einem ihrer schönsten 
und dichtesten Abschnitte aussagt (Nr. 4), wo Cyprian zitiert 
wird, «um die ganze Kirche als das von der Einheit des Vaters 
und des Sohnes und des Hl. Geistes geeinte Volk» erscheinen 
zu lassen. Fragen wir uns, wie sich dieser Satz in seiner ganzen 
Tiefe in juridische Paragraphen übersetzen Heße! 

Der falsche Augenblick 

Aber auch in dem historischen Kontext, in dem wir leben, 
scheint es vöUig unangebracht, von einem Grundgesetz der 
Kirche zu sprechen. Es ist doch wohl jedem bewußt, daß sich 
die Kirche in einer Periode des Übergangs, das heißt in einer 
Phase der Bewegung und des Suchens neuer Wege befindet. 
In einer solchen Situation zu glauben, man könne innerhalb 
von sechs Monaten oder einem Jahr ein Grundgesetz zur 
Approbation bringen, ist, selbst wenn man im Prinzip einver­
standen wäre, mindestens unter dem Stichwort «Zeit» ver­
fehlt. Es wäre dasselbe, als hätte man es unternommen, für 
ItaHen die repubhkanische Verfassung während der Jahre 1943 / 
44 auszuarbeiten. Es war der Zeitpunkt, ItaHen zu befreien, 
aber nicht eine Verfassung zu redigieren. So gilt es also Re­
spekt zu haben für einen Zeitpunkt des Übergangs und des 
Suchens. Jetzt nur nichts töten und ersticken! Eine juridische 
Systematisierung könnte sich schon nach wenigen Jahren als 
Zwangsjacke erweisen. 

Grundrechte mit Klauseln 

Trotz aUedem soUten wir uns einer ruhigen Lektüre des Textes 
widmen und prüfen, ob nicht der Text, wie er in WirkHchkeit 
formuliert ist, dazu führen könnte, das Mißtrauen zu überwin­
den, das die Vorfragen und Vorentscheidungen in uns auf­
kommen Heßen. Mit philologischer Exaktheit und unter Zu­
hilfenahme eines elektronischen Zählers ist der ganze Text ge­
nau analysiert und das verwendete Vokabular klassifiziert wor­
den. Ein erstes und überraschendes Resultat trat so zutage. Es 
betrifft geradewegs die Hoffnungen, die viele in die Idee eines 
Grundgesetzes gesetzt hatten und in denen man sich nun ge­
täuscht sieht. Ich erwähnte die Hoffnung, wir würden über ein 
Grundgesetz der Kirche zu einem feierHch erklärten Recht der 
einzelnen Christen gelangen, und tatsächhch findet man im Ver­
fassungsentwurf eine ganze Reihe von Paragraphen, die auf den 
ersten BHck diese Funktion haben. 
► Es heißt zum Beispiel: «Die Gläubigen haben das Recht, 
daß ihnen von Seiten der geweihten Hirten mit den geistlichen 
Gütern, vor aUem mit dem Wort Gottes und den Sakramenten, 
Beistand geleistet werde», aber sofort wird hinzugefügt: «nach 
Maßgabe der heüigen Canones (Paragraphen)» (Art. 14). 
► Der Artikel 16 garantiert das Recht auf freien Zusammen­

schluß der Christen (Vereinsfreiheit), steUt es aber unter die 
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Bedingung, daß die gebührende Beziehung zur kompetenten 
kirchlichen Autorität gewahrt bleibt; auf diese Weise scheint 
diese Autorität außerhalb und über der christlichen Gemeinde 
zu stehen. 
► In Art. 17 wird versichert, alle Gläubigen, jeder nach Stand 
und Stellung, hätten an der Sendung der Kirche teil. Sie hätten 
demnach das Recht, die apostolischen Werke auch mit ihren 
eigenen Mitteln voranzutreiben und zu unterstützen, voraus­

gesetzt wiederum, daß sie im Rahmen der heiligen Canones die 
gebührende Verbindung mit den geweihten Hirten wahren. 
Aber nehmen wir uns einen von diesen Garantie­Artikeln beson­

ders vor. 
► Art. 23 erklärt: «Die Gläubigen haben das Recht, daß ihr 
guter Ruf von allen respektiert werde ; so ist es niemandem er­

laubt, diesen auf illegitime Weise zu verletzen. » Wir fragen : 
Ist dem Verlangen nach einem garantierten Recht entsprochen 
worden? Wie wir gesehen haben, enthält jede der zuvor ge­

nannten Formeln am Ende eine Klausel, so daß man der Garan­

tie ausweicht und sie somit völlig illusorisch macht ­ insofern 
nämlich systematisch für die eben erhoffte Garantie eine sie 
auflösende Bedingung vorgesehen wird. 
In Art. 23, wo dem Anschein nach keine Klausel zu finden ist, 
wird alles seines Sinnes entleert durch das am Schluß stehende 
Adverb: «illegitim». Ein Blick auf das kürzlich veröffentlichte 
«regolamento» (Verfahrensordnung) der Hl. Kongregation 
für die Glaubenslehre gibt uns sogleich einen Hinweis, wie man 
«legitimerweise» den guten Ruf verletzen kann und wie sehr 
Garantien solcher Art in der Kirche nicht nur illusorisch sind, 
sondern wie leicht sie zu Werkzeugen in den Händen der 
Machthaber werden, das heißt sich die Klauseln der Garantie 
in Klauseln der Aggression verwandeln können. Ein Fall IUich 
wäre auch heute noch möglich. Ihre Garantie finden die Chri­

sten und findet die Kirche nicht in einem Grundgesetz, sondern 
einzig in Christus, in der Eucharistie, in der Gemeinschaft 
untereinander, in der Liebe. 

Abfall von der «Hierarchie der Wahrheiten» 

Doch befassen wir uns n\xnmxtáemGrundanliegen,à2LS nachoffizi­

eUer Version die Abfassung der «Lex »inspiriert hat: dem Zwei­

ten Vatikanum so sehr zur Verwirklichung verhelfen, daß sich 
alle verpflichtet fühlen, es anzunehmen und anzuwenden, und 
es deshalb in ein Grundgesetz zu übertragen. In dieser Sicht 
habe ich schon darauf hingewiesen, daß die ganze Theologie 
von der Kirche als Mysterium ignoriert wurde. Aber noch eine 
andere wertvolle Wiederentdeckung des Konzils ist unterge­

gangen : Die Einsicht, daß nicht aUe Wahrheiten des Christen­

tums eine gleich unmittelbare Beziehung zum Kern des Glaubens, 
das heißt zu Christus, habenunddaß es folgHcheine «Hierarchie 
der Wahrheiten» gibt (Ökumene­Dekret Nr. 11). Vergleichen 
wir mit dieser Aussage des Konzils den Artikel 9 des geplanten 
Grundgesetzes. Danach ist für die volle Glaubensgemeinschaft 
mit der Kirche erforderlich, daß die Getauften «alle Wahrheiten 
bekennen, die Christus geoffenbart und die ihnen die Kirche 
vermittelt hat ». Dieser Wortlaut beweist, daß der Gedanke der 
Hierarchie der Wahrheiten vöüig außer acht gelassen ist, ja, 
daß ihm widersprochen wird. Das gleiche Problem tritt in Arti­

kel 57 der «Lex» zutage. Hier heißt es: «Alles was im geschrie­

benen und überlieferten Wort Gottes, das heißt im einzigen, 
der Kirche anvertrauten <Depositum fidei) (Glaubensgut) ent­

halten ist und was vom kirchlichen Lehramt, sei es in feierli­

cher oder ordentlicher und allgemeiner Weise als göttlich 
geoffenbart vorgestellt wird, muß von aUen geglaubt werden, 
und zwar kraft göttlichen und katholischen Glaubens.» Hier 
ist also wiederum das Kriterium einer Beziehung zum wesent­

Hchen Kern des Glaubens ausgemerzt, und zwar so gründlich, 
daß der Leser es nicht einmal mehr ahnen kann. Dafür hat man 
sich auf die Kriterien festgelegt, die die Enzyklika «Mystici 
Corporis» für die Zugehörigkeit der Kirche aufgestellt hatte, 

also gerade jene Enzyklika, die das Zweite Vatikanum in der 
theologischen Substanz bewußt außer acht gelassen hat.4 

SchHeßHch ist die vom Konzil feierlich bekräftigte Anerken­

nung der sakramentalen Bedeutung der Bischofsweihe in der 
«Lex» an den Rand gedrängt; es fehlt die volle, loyale und 
wirksame Würdigung ! 
Was ist übrigens nach dem Konzil für die Existenz der Kirche 
wesentlich? Sowohl in der Konstitution «Lumen Gentium» 
wie vor allem in einem anderen fundamentalen Konzilstext, 
nämlich der Liturgie­Konstitution, hat das Vatikanum II auf 
die Eucharistie als «fons et culmen» (Quellgrund und Scheitel­

punkt) der Kirche hingewiesen. Diese grundlegende, theologi­

sche Anerkennung hat in der « Lex » keinen WiderhaU gefun­

den: auf die Eucharistie kommt man erst in Artikel 52 zu spre­

chen. So sind also die ganzen Ausführungen über die Kirche 
Gottes und die Hierarchie begonnen, durchgeführt und abge­

schlossen ohne jeden Bezug auf das Kapitel «Eucharistie». 

Die Kirche behauptet sich erneut als Macht 

Der dritte Teil des Entwurfs wirft noch ganz besondere Pro­

bleme auf. Hier geht es um die Beziehungen zwischen Kirche 
und Welt, und folglich müßten hier die AnHegen zur Durch­

setzung kommen, wie sie in der Konstitution «Gaudium et 
Spes » ihren Ausdruck gefunden haben. Indessen, was ist her­

ausgekommen? Ein ununterbrochenes Pochen auf Vorteile, 
Privilegien und im besten Fall Wahrnehmung von Rechten zu 
Gunsten der Kirche. Hier kommt zum Vorschein, was man 
eigentlich mit dieser « Lex » beabsichtigt : Die Kirche behaup­

tet sich erneut als Macht unter den Mächten; ihre geistliche 
Zielsetzung hält sie nicht zurück, sondern bestärkt sie darin, 
ihre Privilegien und Rechte mit sakralem Glanz zu umgeben. 
Entlarvend in dieser Perspektive ist der Satz in Artikel 94/4 
über den Anspruch der Kirche auf den Gebrauch materieller 
Güter: «Um den Menschen das geistliche Wohl zu vermitteln, 
bedarf die Kirche der materiellen Güter und der geistlichen 
Güter und bedient sich ihrer in dem Maße, als es ihre Sendung 
erfordert. Daher hat sie als oberste Autorität ihrer Art ein an­

geborenes Recht (ius nativum) auf den Erwerb, zur Bewahrung 
und zur Verwaltung jener zeitlichen Werte, die sie in der Ver­

folgung ihrer Ziele braucht.»5 Diese Formulierung könnte 
genauso gut und ohne substantielle Änderungen für das Statut 
einer Aktiengesellschaft dienen; ist somit völlig abseits von 
aU dem, was am Konzil und danach sich tat, um dem Geist einer 
Kirche der Armen auf die Spur zu kommen, und sie ist erst 
recht weit entfernt von dem, was das EvangeHum meint, wenn 
es sagt, die Kirche sei «in der Welt, aber nicht von der Welt». 

E n t l a r v e n d e s V o k a b u l a r 

Schließlich ist auch das Vokabular aufschlußreich. Das Wort 
«Kirche» erscheint über 180 mal, aber es hat von Fall zu Fall 
sehr verschiedene und manchmal gegensätzliche Bedeutung. 
Mit «Kirche» wird nämlich nicht nur die konkrete christliche 
Gemeinde oder die universale Gemeinschaft der verschiedenen 
Ortsgemeinden verstanden, sondern eine von den politischen 
GeseUschaften zwar verschiedene, aber ihnen doch analoge 
Gesellschaft. Ferner bezeichnet dasselbe Wort eine von der 
Gesamtheit der Christen verschiedene und ihnen vorgesetzte 
Autorität und schließlich eine Gewalt, die Gesetze gibt, An­

sprüche erhebt, Gunsterweise erteilt, Anerkennung gewährt 

4 In den offiziellen Anmerkungen zu den beiden Artikeln 9 und 5 7 der 
«Lex» hat man allerdings die Enzyklika «Mystici Corporis» nicht als 
Quelle angegeben. Für Canon 5 7 wird als erster Beleg auf das Erste Vati­
kanum verwiesen. 
6 Bei der Aufführung der Ziele ist die Rangordnung beachtenswert: 1. für 
den Gottesdienst, 2. für den würdigen Unterhalt ihrer Diener und an letzter 
Stelle für die Werke des Apostolats oder der Caritas. 
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